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Klauseln für die Hausratversicherung VHB 2010 VBS – Fassung Januar 2010 

Nachfolgende Bestimmungen gelten nur dann, wenn dies besonders beantragt wurde und im Versicherungsschein oder 
Nachtrag zum Versicherungsschein beurkundet ist. 

 

Bestimmungen zum Unterversicherungsverzicht: 

Kein Abzug wegen Unterversicherung (7712 (2010)) 

1. Der Versicherer nimmt abweichend von § 12 Nr. 5 VHB 
2010 VBS keinen Abzug wegen Unterversicherung vor. 

2. Nr. 1 gilt nur, solange nicht ein weiterer Hausratversi-
cherungsvertrag desselben Versicherungsnehmers für 
denselben Versicherungsort ohne Vereinbarung gemäß 
Nr. 1 besteht. 

3. Versicherungsnehmer und Versicherer können unter 
Einhaltung einer Frist von drei Monaten zum Ende des 
laufenden Versicherungsjahres durch Erklärung in Text-
form (E-Mail, Telefax oder Brief) verlangen, dass diese 
Bestimmungen mit Beginn des nächsten Versiche-
rungsjahres entfallen. Macht der Versicherer von die-
sem Recht Gebrauch, so kann der Versicherungsneh-
mer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang 
der Erklärung des Versicherers zum Ende des laufen-
den Versicherungsjahres kündigen. 

Bestimmungen für Hausrat in nicht ständig bewohnten 
Wohnungen: 

Hausrat außerhalb der ständigen Wohnung (7213 (2010)) 

Abweichend von § 6 VHB 2010 VBS sind nicht versichert 

1. in Wochenend-, Ferien-, Land-, Jagd-, Garten- und 
Weinberghäusern sowie in sonstigen nicht ständig be-
wohnten Gebäuden: 

Bargeld und auf Geldkarten geladene Beträge, Urkun-
den einschließlich Sparbücher und sonstige Wertpapie-
re, Schmucksachen, Edelsteine, Perlen, Briefmarken, 
Telefonkartensammlungen, Münzen und Medaillen so-
wie alle Sachen aus Silber, Gold oder Platin, Pelze, 
handgeknüpfte Teppiche und Gobelins, Kunstgegen-
stände (z.B. Gemälde, Collagen, Zeichnungen, Graphi-
ken und Plastiken), Schusswaffen, Foto- und optische 
Apparate sowie sonstige Sachen, die über 100 Jahre 
alt sind (Antiquitäten), jedoch mit Ausnahme von Mö-
belstücken; 

2. in Zweitwohnungen in ständig bewohnten Gebäuden: 

Bargeld und auf Geldkarten geladene Beträge, Urkun-
den einschließlich Sparbücher und sonstige Wertpapie-
re, Schmucksachen, Edelsteine, Perlen, Briefmarken, 
Münzen und Medaillen sowie alle Sachen aus Gold o-
der Platin, Pelze, handgeknüpfte Teppiche und Gobe-
lins sowie Kunstgegenstände (z.B. Gemälde, Collagen, 
Zeichnungen, Graphiken und Plastiken). 

Eingelagerte Hausratgegenstände (7214 (2010)) 

Von eingelagerten Hausratgegenständen sind nicht versi-
chert: 

Bargeld und auf Geldkarten geladene Beträge, Urkunden 
einschließlich Sparbücher und sonstige Wertpapiere, 
Schmucksachen, Edelsteine, Perlen, Briefmarken, Münzen 
und Medaillen sowie alle Sachen aus Silber, Gold oder 
Platin, Pelze, handgeknüpfte Teppiche und Gobelins, Kunst-
gegenstände (z.B. Gemälde, Collagen, Zeichnungen, Gra-
phiken und Plastiken), Schusswaffen, Foto- und optische 
Apparate sowie sonstige Sachen, die über 100 Jahre alt sind 
(Antiquitäten), jedoch mit Ausnahme von Möbelstücken. 

 

 

Hotelkosten bei nicht ständig bewohnter Wohnung  
(7311 (2010)) 

Abweichend von § 8 Nr. 1 c) VHB 2010 VBS sind Kosten für 
Hotel- oder ähnliche Unterbringung nicht versichert. 

Bestimmungen bei Vereinbarung zusätzlicher Sicherun-
gen: 

Sicherheitsvorschriften (7610 (2010)) 

1. Für die Zeit, in der sich niemand in der Wohnung auf-
hält, sind alle Schließvorrichtungen und vereinbarten 
Sicherungen zu betätigen und die vereinbarten Ein-
bruchmeldeanlagen einzuschalten. Dies gilt nicht, wenn 
die Wohnung nur für sehr kurze Zeit verlassen wird 
(z.B. Gang zum Briefkasten oder Mülleimer). 

2. Alle Schließvorrichtungen, vereinbarten Sicherungen 
und vereinbarten Einbruchmeldeanlagen sind in ge-
brauchsfähigem Zustand zu erhalten; Störungen, Män-
gel und Schäden sind unverzüglich zu beseitigen. 

3. Verletzt der Versicherungsnehmer oder sein Repräsen-
tant eine dieser Obliegenheiten, so ist der Versicherer 
nach Maßgabe der in § 26 Nr. 1 b) und Nr. 3 VHB 2010 
VBS beschriebenen Voraussetzungen zur Kündigung 
berechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei. 

Bestimmungen bei Einschluss von Schäden durch ein-
fachen Fahrraddiebstahl als Baustein zu „Komfort“: 

Fahrraddiebstahl (7110 (2010)) 

1. Für Fahrräder erstreckt sich der Versicherungsschutz 
auch auf Schäden durch Diebstahl, wenn nachweislich  

a) das Fahrrad zur Zeit des Diebstahls in verkehrsübli-
cher Weise durch ein Schloss gesichert war und au-
ßerdem 

b) der Diebstahl zwischen 6 Uhr und 22 Uhr verübt 
wurde oder sich das Fahrrad zur Zeit des Diebstahls 
in Gebrauch oder in einem gemeinschaftlichen Fahr-
radabstellraum befand. 

2. Für die mit dem Fahrrad lose verbundenen und regel-
mäßig seinem Gebrauch dienenden Sachen besteht 
Versicherungsschutz nur, wenn sie zusammen mit dem 
Fahrrad abhanden gekommen sind.  

3. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 500 EUR 
begrenzt. Eine andere Entschädigungsgrenze kann 
vereinbart werden. 

4. Der Versicherungsnehmer hat Unterlagen über den 
Hersteller, die Marke und die Rahmennummer der ver-
sicherten Fahrräder zu beschaffen und aufzubewahren. 
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Bestimmung, 
so kann er Entschädigung nur verlangen, wenn er die 
Merkmale anderweitig nachweisen kann. 

5. Der Versicherungsnehmer hat den Diebstahl unverzüg-
lich der zuständigen Polizeidienststelle anzuzeigen und 
dem Versicherer einen Nachweis dafür zu erbringen, 
dass das Fahrrad nicht innerhalb von drei Wochen seit 
Anzeige des Diebstahls wieder herbeigeschafft wurde. 
Verletzt der Versicherungsnehmer eine dieser Oblie-
genheiten, so kann der Versicherer gemäß § 26 VHB 
2010 VBS zur Kündigung berechtigt oder auch leis-
tungsfrei sein. 



Klauseln für die Hausratversicherung VHB 2010 VBS – Fassung Januar 2010 

VBS HH 2 06  01.2010 Stand 10.2016 Seite 2 von 2 

6. Versicherungsnehmer und Versicherer können unter 
Einhaltung einer Frist von drei Monaten zum Ende des 
laufenden Versicherungsjahres durch Erklärung in Text-
form (E-Mail, Telefax oder Brief) verlangen, dass dieser 
erweiterte Versicherungsschutz für Fahrräder mit Be-
ginn des nächsten Versicherungsjahres entfällt. Macht 
der Versicherer von diesem Recht Gebrauch, so kann 
der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines 
Monats nach Zugang der Erklärung des Versicherers 
zum Ende des laufenden Versicherungsjahres kündi-
gen. 

Bestimmungen bei Einschluss von Schäden durch ein-
fachen Fahrraddiebstahl als Baustein zu „60Plus Kom-
fort“: 

Fahrraddiebstahl 60Plus (907110 (2010)) 

1. Für Fahrräder erstreckt sich der Versicherungsschutz 
auch auf Schäden durch Diebstahl, wenn nachweislich  

a) das Fahrrad zur Zeit des Diebstahls in verkehrsübli-
cher Weise durch ein Schloss gesichert war und au-
ßerdem 

b) der Diebstahl zwischen 6 Uhr und 22 Uhr verübt 
wurde oder sich das Fahrrad zur Zeit des Diebstahls 
in Gebrauch oder in einem gemeinschaftlichen Fahr-
radabstellraum befand. 

2. Für die mit dem Fahrrad lose verbundenen und regel-
mäßig seinem Gebrauch dienenden Sachen besteht 
Versicherungsschutz nur, wenn sie zusammen mit dem 
Fahrrad abhanden gekommen sind.  

3. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 500 EUR 
begrenzt. Eine andere Entschädigungsgrenze kann 
vereinbart werden. 

4. Der Versicherungsnehmer hat Unterlagen über den 
Hersteller, die Marke und die Rahmennummer der ver-
sicherten Fahrräder zu beschaffen und aufzubewahren. 
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Bestimmung, 
so kann er Entschädigung nur verlangen, wenn er die 
Merkmale anderweitig nachweisen kann. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

5. Der Versicherungsnehmer hat den Diebstahl unverzüg-
lich der zuständigen Polizeidienststelle anzuzeigen und 
dem Versicherer einen Nachweis dafür zu erbringen, 
dass das Fahrrad nicht innerhalb von drei Wochen seit 
Anzeige des Diebstahls wieder herbeigeschafft wurde. 
Verletzt der Versicherungsnehmer eine dieser Oblie-
genheiten, so kann der Versicherer gemäß § 26 VHB 
2010 VBS zur Kündigung berechtigt oder auch leis-
tungsfrei sein. 

6. Versicherungsnehmer und Versicherer können unter 
Einhaltung einer Frist von drei Monaten zum Ende des 
laufenden Versicherungsjahres durch Erklärung in Text-
form (E-Mail, Telefax oder Brief) verlangen, dass dieser 
erweiterte Versicherungsschutz für Fahrräder mit Be-
ginn des nächsten Versicherungsjahres entfällt. Macht 
der Versicherer von diesem Recht Gebrauch, so kann 
der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines 
Monats nach Zugang der Erklärung des Versicherers 
zum Ende des laufenden Versicherungsjahres kündi-
gen. 

7. Der einfache Diebstahl von Fahrrädern gemäß Nr. 1. 
bis 6. erstreckt sich auch auf Fahrräder, die im Eigen-
tum von Enkelkindern des Versicherungsnehmers oder 
einer mit dem Versicherungsnehmer in häuslicher Ge-
meinschaft lebenden Personstehen, wenn diese wäh-
rend eines Aufenthaltes beim Versicherungsnehmer un-
ter den in Nr. 1. bis 2. beschriebenen Voraussetzungen 
entwendet werden. 

8. Der Versicherungsschutz nach Nr. 7 (Fahrräder von 
Enkelkindern) findet keine Anwendung, sofern der 
Schaden aus anderen Versicherungsverträgen gedeckt 
ist. 


